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Satzung 
über die Erhebung von Abgaben 

für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung des Amtes Föhr-Amrum 
(Gebührensatzung) 

vom … 

Aufgrund des §24a der Amtsordnung in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2, 6 und 9a des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein, des Artikel II des Gesetzes zur Regelung abgabenrechtlicher Vorschrif-
ten vom 24.11.1998, der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgaben-
gesetzes und der §§ 24 und 25 der Satzung über die Abwasserbeseitigung des Amtes Föhr-
Amrum (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung) wird nach Beschlussfassung durch den 
Amtsausschuss am … folgende Satzung erlassen: 

I. Grundlagen der Abgabenerhebung 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für alle Grundstücke im Bereich der Gemeinden Alkersum, Borgsum, 
Dunsum, Midlum, Nieblum, Oevenum, Oldsum, Süderende, Utersum, Witsum und Wrixum, 
mit Ausnahme der Grundstücke, die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage der 
Gemeinde Utersum angeschlossen sind. 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten Grundstücken gilt diese Satzung ebenfalls für alle 
Grundstücke im Bereich der Stadt Wyk auf Föhr, die nicht über eine Anschlussleitung an die 
zentrale Abwasseranlage der Stadt Wyk auf Föhr angeschlossen sind. 

§ 2 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Das Amt betreibt zentrale öffentliche Einrichtungen für die Schmutzwasserbeseitigung 
nach Maßgabe des § 4 der Satzung über die Abwasserbeseitigung des Amtes Föhr-Amrum 
(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Das Amt betreibt eine weitere öffentliche Einrichtung für die Beseitigung des in Kleinklär-
anlagen anfallenden Schlamms und des in geschlossenen Gruben anfallenden Abwassers 
nach Maßgabe des § 4 der Satzung über die Abwasserbeseitigung des Amtes Föhr-Amrum 
(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 3 
Abgabenerhebung 

(1) Das Amt erhebt für die Vorhaltung und Inanspruchnahme ihrer öffentlichen Einrichtungen 
Gebühren. 

(2) Das Amt fordert Kostenerstattung bzw. Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse 
nach Maßgabe der Allgemeinen Abwassersatzung (§ 25). 
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II. Gebühren für die zentrale Abwasserbeseitigung 

§ 4 
Grundsätze der Gebührenerhebung 

(1) Für die Vorhaltung und die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungseinrichtungen und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwas-
serabgabe werden Abwassergebühren nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben. 

(2) Abwassergebühren werden als Grundgebühren für das Vorhalten der jederzeitigen Leis-
tungsbereitschaft für die Grundstücke, die an die öffentlichen zentralen Abwasseranlagen 
angeschlossen sind, und Zusatzgebühren für die Grundstücke, die in die öffentlichen zentra-
len Abwasserbeseitigungsanlagen einleiten oder in diese entwässern, erhoben. 

(3) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen des Amtes 
auch laufende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren das Amt sich zur Abwas-
serbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus Baukostenzuschüssen für Anlagen Dritter 
und Abschreibungen für dem Amt unentgeltlich übertragene Abwasserbeseitigungsanlagen, 
insbesondere aufgrund von Erschließungsverträgen, ein. Der Wert von unentgeltlich überge-
benen Abwasseranlagen gilt für die Zinsberechnung als aus beitragsähnlichen Entgelten 
finanziert. 

§ 5 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

für die Schmutzwasserbeseitigung 

(1) Die Grundgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die Vorhaltung be-
rücksichtigenden Maßstab erhoben. Die Grundgebühren bemessen sich nach der Größe des 
Wasserzählers, der für die Versorgung des Grundstückes mit Frischwasser zu nutzen ist. Sie 
betragen jährlich für Grundstücke, die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage 
des Amtes Föhr-Amrum anzuschließen sind bei einer Zählergröße von 

MID Q3 = 4 (Qn 2,5) 204,00 € 
MID Q3 = 10 (Qn 6) 489,60 € 
MID Q3 = 16 (Qn 10) 816,00 € 
> MID Q3 = 16 (Qn 10) 1.632,00 € 

(2) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die tatsächliche 
Inanspruchnahme berücksichtigenden Maßstab erhoben. Maßstab für die Zusatzgebühr ist 
die Schmutzwassermenge, die in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen gelangt. Be-
rechnungseinheit ist 1 Kubikmeter Schmutzwasser. 

(3) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen gelangt gelten 

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zuge-
führte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-
menge, 

c) die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge, insbesondere soweit eine Abwas-
sermesseinrichtung besteht. 

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Schmutzwassermenge vom Amt unter Zugrunde-
legung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und Berücksichtigung der 
begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 
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(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Buchstabe a), die aus privaten Wasserversorgungsanla-
gen entnommen wurde, und die Wassermenge nach Abs. 3 Buchstabe. b) hat der Gebüh-
renpflichtige dem Amt für den Bemessungszeitraum (Kalenderjahr) bis zum 31. Dezember 
des jeweiligen Jahres anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Ge-
bührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestim-
mungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn das Amt auf solche Messeinrichtungen ver-
zichtet, kann es als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Es ist 
berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt 
werden können. 

(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigung gelangt 
sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum 
31. Januar des folgenden Jahres zu stellen. Für den Nachweis gilt Abs. 5 sinngemäß. Das 
Amt kann nach Anhörung des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel 
erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 

(7) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt je Kubikmeter 2,48 €. 

§ 6 
Erhebungszeitraum 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben 
wird (§ 5 Abs. 2 bis 5), gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Was-
serverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 31.12. des Kalenderjahres vorausgeht. 

§ 7 
Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr entsteht, sobald das Grundstück an die zentra-
len öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen angeschlossen ist. 

(2) Die Gebührenpflicht für die Zusatzgebühren entsteht, sobald das Grundstück an die zent-
ralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen angeschlossen ist und den zentralen 
öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen von dem Grundstück Abwasser zugeführt 
wird. 

§ 8 
Entstehung des Gebührenanspruchs 

(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme, für Grundgebühren durch die 
Bereitstellung, für Zusatzgebühren durch die Einleitung. Die Abrechnung entstandener An-
sprüche erfolgt jährlich (§ 6); vierteljährlich werden Vorausleistungen für schon entstandene 
Teilansprüche erhoben (§ 9). 

(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch damit für 
den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige und der 
neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner. 

§ 9 
Vorausleistungen 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können vom Amt Vorausleistungen auf die Gebüh-
ren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach der Gebührenschuld des Vorjahres oder 
dem voraussichtlichen Entgelt für das laufende Jahr. 
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(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Abs. 1 Satz 2 am 15. 
Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November erhoben. 

§ 10 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner sind die Grundstückseigentümer und dinglich Nutzungsberechtigten, 
bei Wohnungs- oder Teileigentum die Wohnungs- oder Teileigentümer. 

(2) Mehrere Eigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind 
Gesamtschuldner. Das gilt auch für die Wohnungs- und Teileigentümer in einer Eigentümer-
gemeinschaft hinsichtlich der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. 

§ 11 
Fälligkeit 

Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig, § 8 Abs. 2 bleibt unberührt. 

III. Gebühren für die dezentrale Abwasserbeseitigung 

§ 12 
Grundsätze für die Gebührenerhebung 

bei der dezentralen Abwasserbeseitigung 

(1) Zur Deckung der Kosten für das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers, für dessen Ein-
leitung und Behandlung in eine Abwasserbehandlungsanlage und zur Ermittlung des Ent-
schlammungsbedarfs werden Benutzungsgebühren erhoben. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Die Benutzungsgebühren gliedern sich einerseits in Grundgebühren für das Bereitstellen 
und ständige Vorhalten der Abwasseranlage für die Behandlung des in Kleinkläranlagen an-
fallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers und für die 
zweijährige Schlammspiegelmessung und andererseits in Zusatzgebühren 

§ 13 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(1) Die Grundgebühren bemessen sich nach der Größe des Wasserzählers, der für die Ver-
sorgung des Grundstückes mit Frischwasser zu nutzen ist. Sie betragen jährlich für Grund-
stücke, die nicht über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage des Amtes Föhr-Amrum 
anzuschließen sind und eine Kleinkläranlage oder abflusslose Grube zur dezentralen Ab-
wasserbeseitigung zu nutzen haben bei einer Zählergröße von 

MID Q3 = 4 (Qn 2,5) 112,20 € 
MID Q3 = 10 (Qn 6) 269,00 € 
MID Q3 = 16 (Qn 10) 448,80 € 
> MID Q3 = 16 (Qn 10) 897,60 € 

(2) Die Zusatzgebühr wird nach der tatsächlich entnommenen Abwasser- oder Schlamm-
menge und nicht nach den prognostizierten oder den gemessenen Ständen des Abwassers 
oder Schlamms in der Grube berechnet. Dieses ist der Tatsache geschuldet, dass zwischen 
der Messung des Abwasserstandes und der Entsorgung weiterhin Abwasser der Grube zu-
fließt, es bei den Messungen des Schlammspiegels zu Messfehlern kommen kann und es 
bei der Entschlammung von Mehrkammerausfaulgruben verfahrenstechnisch nicht möglich 
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ist, nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Die abgefahrene Menge wird 
jeweils auf volle Kubikmeter aufgerundet. 

(3) Für die Regelentleerung von Kleinkläranlagen, die nicht den Vorgaben der DIN 4261 
Teil 1 entsprechen sowie für bedarfsgerechte Leerungen aufgrund von Wartungsprotokollen 
und Anmeldungen, die innerhalb eines Zeitraumes von bis zu 3 Monaten geplant werden 
können, wird eine Zusatzgebühr erhoben. Sie beträgt für jede Entleerung bis zu einer Menge 
von 4 Kubikmetern 100,00 € und für jeden weiteren Kubikmeter im Rahmen der Regelentlee-
rung 25,00 €. 

(4) Für die bedarfsorientierte Entleerung von Absetzgruben oder Ausfaulgruben mit nachge-
schalteten technischen und nichttechnischen Nachreinigungssystemen oder abflusslosen 
Sammelgruben, deren Entschlammung außerhalb einer Regel- oder Sammelabfuhr inner-
halb von 6 Tagen nach Beauftragung erfolgen muss, wird eine Zusatzgebühr erhoben. Sie 
beträgt für jede Entleerung bis zu einer Menge von 4 Kubikmetern 88,00 € und für jeden wei-
teren Kubikmeter im Rahmen der Regelentleerung 22,00 €. 

(5) Für die bedarfsorientierte Entleerung von Absetzgruben oder Ausfaulgruben mit nachge-
schalteten technischen und nichttechnischen Nachreinigungssystemen oder abflusslosen 
Sammelgruben, deren Entschlammung außerhalb einer Regel- oder Sammelabfuhr inner-
halb von 24 Stunden nach Beauftragung erfolgen muss, wird eine Zusatzgebühr erhoben. 
Sie beträgt für jede Entleerung bis zu einer Menge von 4 Kubikmetern 120,00 € und für jeden 
weiteren Kubikmeter im Rahmen der Regelentleerung 30,00 €. Zusätzlich werden bei Eins-
ätzen von Montag bis Freitag zwischen 18.00 und 06.00 Uhr pro Stunde ein Gebührenauf-
schlag von 20,00 € sowie am Wochenende oder an einem gesetzlichen Feiertag eine Pau-
schale von 50,00 € und zusätzlich ein Gebührenaufschlag von 20,00 € pro Stunde erhoben. 

(6) Kann aus Gründen, die der Grundstückseigentümer zu vertreten hat, eine Kleinkläranlage 
oder eine abflusslose Sammelgrube trotz vorheriger satzungsgemäßer Benachrichtigung 
nicht entsorgt werden, wird für jeden vergeblichen Abholversuch eine Gebühr erhoben. Sie 
beträgt 

a) bei der Regel- oder Sammelabfuhr nach Abs. 3 pauschal 50,00 €, 

b) bei bedarfsorientierter Leerung innerhalb von 6 Tagen (Abs. 4) pauschal 25,00 €, 

c) bei bedarfsorientierter Leerung innerhalb von 24 Stunden (Abs. 5) pauschal 60,00 €; 
zusätzlich werden bei Einsätzen von Montag bis Freitag zwischen 18.00 und 06.00 
Uhr pro Stunde ein Gebührenaufschlag von 20,00 € sowie am Wochenende oder an 
einem gesetzlichen Feiertag eine Pauschale von 50,00 € und zusätzlich ein Gebüh-
renaufschlag von 20,00 € pro Stunde erhoben 

(7) Für die Entschlammung von Abwasserteichen sind die tatsächlich entstandenen Kosten 
einschließlich der Verwaltungskosten zu erstatten. Der zu erstattende Betrag wird durch 
schriftlichen Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides 
fällig. 

§ 14 
Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Kleinkläranlage oder die Sammelgrube in Be-
trieb genommen wird. 

(2) §§ 6, 8, 9, 10 und 11 gelten entsprechend. 
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IV. Schlussbestimmungen 

§ 15 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflichten 

Die Abgabepflichtigen haben dem Amt jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und 
Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsver-
hältnisse am Grundstück ist dem Amt sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die 
die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzufüh-
rungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies un-
verzüglich dem Amt schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn sol-
che Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte des Amtes dürfen 
nach Maßgabe der Abgabenordnung und dieser Satzung Grundstücke betreten, um Bemes-
sungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgaben-
pflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

§ 16 
Datenverarbeitung 

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichten und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezoge-
nen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufs-
rechts nach dem Baugesetzbuch dem Amt bekannt geworden sind, sowie aus dem Grund-
buch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch das 
Amt zulässig. Das Amt darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden 
übermitteln lassen und diese zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung wei-
terverarbeiten. 

(2) Soweit die amtsangehörigen Gemeinden  im Geltungsbereich dieser Satzung sich bei der 
öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedienen oder in den Gemeinden die öffentli-
che Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist das Amt berechtigt, sich die zur Fest-
stellung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung er-
forderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserver-
brauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Ab-
gabenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

(3) Das Amt ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von 
nach den Absätzen 1 und 2 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit 
den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese 
Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzu-
verarbeiten. 

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten 

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 5 Abs. 5 der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 

§ 18 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Amtes 
Föhr-Amrum über die Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 6.12.2007, zuletzt ge-
ändert durch die 2. Nachtragssatzung vom 18.12.2008, außer Kraft. 

Wyk, auf Föhr, den …  


